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Die üblichen
100 Tage
Volksparteien: „Macht die Fenster
auf“, FR-Meinung vom 27. Dezember

Ich hatte geglaubt, dass die
Frankfurter Rundschau schon
weiter sei in der Beschreibung
der Situation der SPD. Artikel
von Klaus Staeck, Stephan Hebel
und einige Leserbriefe ließen
hoffen, dass anstelle von einsei-
tigem SPD-Bashing eine diffe-
renziertere Sicht um sich greift.
Nun kommt Tobias Peter mit
den üblichen Instrumenten der
Herabsetzung daher: die neuen
Vorsitzenden persönlich ver-
ächtlich machen („Auszubilden-
de“); maximale Ansprüche for-
mulieren (z.B. Einigung der Par-
tei), die in so kurzer Zeit nicht
erfüllbar waren; den nahen Un-
tergang der Partei an die Wand
malen („schon bald Geschich-
te“).

Wie wäre es, die inhaltliche
Neuaufstellung der SPD zu the-
matisieren? Hier hat die Partei
mit einem „Linksschwenk“ An-
sätze zur lange vermissten, bes-
seren Unterscheidbarkeit der
Volksparteien geliefert. Im Übri-
gen sollte man den neuen Vorsit-
zenden die üblichen „100 Tage“
zugestehen, um dann ein Urteil
zu fällen. Jens Jacobsen, Flensburg
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Gemeinwohl lässt sich nur global denken
Zu: „Zumindest die Kinder von den Inseln holen“ und „Kalte Schulter für Habeck“, FR-Meinung und Politik vom 23.12.

Bei Robert Habecks Aufforde-
rung an die Regierung, Flücht-
lingskinder aus den grie-
chischen Lagern nach Deutsch-
land zu holen, geht es nicht um
die diesen Menschen zustehende
Menschenwürde, sondern um
einen symbolischen Akt der
Barmherzigkeit. Es ändert nichts
an der generell brutalen, aus-
schließenden Haltung der EU
gegenüber Flüchtlingen. Die
Menschenwürde bleibt weiter-
hin sicher im Grundgesetz ver-
schlossen, damit sie nicht durch
die Realität beschädigt wird.

Was wird nun selbst gegen
symbolische Barmherzigkeit für
die Unschuldigsten eingewen-
det? Es ist der nationale Stand-
punkt, der selbst diese symboli-
sche Geste der Menschlichkeit
im Keim erstickt – in Deutsch-
land wie in den anderen EU
Ländern: Es brauche stattdessen
eine europäische Lösung, die
werde in Zukunft (!) gesucht.
Wer sich bei der Suche zuerst
rührt, hat verloren. Menschlich-
keit fördere einen Sog: Hilft man
Wenigen, drohen noch mehr,
„bei uns“ einzudringen. Hilfe
vor Ort sei viel sinnvoller: Sollen
es doch die Griechen machen,
Deutschland steuert ein paar
Lastwagen voll Hilfsgüter bei.

Nationale Identifikation ist
immer parteilich und trübt die
Wahrnehmung maßgeblich.
Nach innen verschleiert das Na-
tionalgefühl, dass Wenige Macht

und Reichtum des (Wirtschafts-)
Systems auf Kosten der Mehrheit
horten. Von wegen homogen!
Die irrige Intuition, die je eigene
Nation sei so etwas wie ein ho-
mogener Körper, bewirkt dann
nach außen die Abwehr von
flüchtenden Menschen.

Wie bei der Klimakatastro-
phe pokern die Nationen um die
je vorteilhafteste Position beim
Umgang mit dem (zum erhebli-
chen Teil selbstverursachten)
Problem. Und hier wie dort
führt diese Realitätsleugnung
aus nationaler Perspektive im-
mer tiefer in die Katastrophe.
Die flüchtenden Menschen blei-

ben Spielball und Verhandlungs-
masse.

Von den jeweils beim Pokern
unterlegenen Nationen werden
Niederlagen nicht vergessen und
sorgen zuverlässig dafür, dass
Misstrauen, Hass, Unfrieden und
Revanchegedanken immerfort in
die Zukunft verlängert und für
die nächsten Aufstände und
Kriege in Zukunft sorgen wer-
den. Gemeinwohl lässt sich
heutzutage nur global denken,
alles andere ist Realitätsverlust,
der schreckliche Folgen hat.

Joachim Reinhardt, Hüttenberg

Diskussion: frblog.de/moria

Im Dreck des überfüllten Flüchtlingscamps Moria. AFP

Was haben
wir gelernt?
Zu: „Umdenken in der Pädagogik“,
FR-Wissen vom 21. Dezember

In regelmäßigen Abständen fin-
den wir auch zehn Jahre nach
Unterzeichnung der UN-Behin-
dertenrechtskonvention Berichte
wie den von Josef Hanel, wie
Kinder mit „special needs“ dort
Unterstützung erhalten sollen,
wo für sie Bedarf besteht. Das ist
schon erstaunlich bei einer
Schulpflicht, die 1919 festge-
schrieben wurde. Mittlerweile ist
sogar die Zeit für die zusätzliche
Unterstützung vorhanden: Der
Steuerzahler gibt einiges aus, da-
mit zunehmend mehr Schulen
Ganztagsangebote einrichten
können. Diese werden aber lei-
der nicht zwingend dazu ge-
nutzt, Schwächen bzw. Schwie-
rigkeiten der Kinder auszuglei-
chen. Die Betreuung und nicht
die individuelle Förderung der
Kinder steht im Vordergrund,
damit die Eltern ihren Berufen
nachgehen können. Immer noch
gibt es deshalb Kinder, die nach
der Betreuung mit ihren (mü-
den) Eltern Hausaufgaben ma-
chen müssen und/oder für die
nächsten Tests üben.

Die anderen Kinder mit Un-
terstützungsbedarf, die nicht auf
die Ganztagsangebote angewie-
sen sind, aber auch Förderbedarf
haben, werden in Nachhilfeein-
richtungen gegen gute Bezah-
lung individuell gefördert.

Was haben wir seit den ersten
Pisa-Ergebnissen gelernt?
Schaut man in die finnischen
oder kanadischen Schulen, sieht
man sehr schnell, dass die Schü-
ler umgehend Hilfe bekommen,
wenn sie diese benötigen. Und
das in Ländern ohne eine Schul-
pflicht! Volker Igstadt, Hattersheim
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Bascha Mika diskutiert beim
Herrenhäuser Gespräch auf
dem Podium zum Thema „Was
ist Wahrheit?“ Mit Lorraine
Daston (ehemalige Direktorin
am Max-Planck-Institut für
Wissenschaftsgeschichte), Kai
Schreiber (Buchautor von
„Wahre Lügen. Warum wir
nicht glauben, was wir sehen“)
und Thomas Strässle (Buch-
autor von „Fake und Fiktion.
Über die Erfindung von Wahr-
heit“.
Donnerstag, 9. Januar, 19 Uhr
Xplanatorium Schloss Herrenhausen,
Herrenhäuser Straße 5,
Hannover

Stephan Hebel spricht zum
Thema „Was bringt uns das
neue Jahr?“ Anschließend
Diskussion.
Donnerstag, 16. Januar, 19 Uhr
Genusskomplizen,
An der Kleinmarkthalle 7-9,
Frankfurt

Claus-Jürgen Göpfertmoderiert
die Veranstaltung „Soziale
Architektur und sozialistische
Politik - Margarete Schütte-
Lihotzky als Akteurin des
Neuen Frankfurt“. Mit Marcel
Bois, Historiker, Mitherausgeber
der neuen Biografie über
Schütte-Lihotzky.
Montag, 27. Januar, 19 Uhr
Club Voltaire,
Kleine Hochstraße 5,
Frankfurt

Stephan Hebel lädt wieder ein
zu „Hebels aktueller Stunde“
mit Vortrag und Diskussion
zu aktuellen Themen. Einlass
ab 18 Uhr.
Donnerstag, 30. Januar, 19 Uhr
Club Voltaire,
Kleine Hochstraße 5,
Frankfurt

Es müsste viel mehr Protest kommen!
Zu: „Die Zivilgesellschaft muss geschützt werden“, FR-Meinung vom 24. Dezember

Notwendiges Gegengewicht

zum Einfluss der Wirtschaft

Pauline Weller hat einen wun-
derbaren Artikel zur Aberken-
nung der Gemeinnützigkeit mit
finanziellen Rückforderungen
geschrieben. Alles und beson-
ders folgende Passage kann ich
aus vollem Herzen unterstrei-
chen: „Zudem sollten wir nicht
vergessen, dass große Unterneh-
men weit mehr politischen Ein-
fluss nehmen können als zivil-
gesellschaftliche Akteure. Vergli-
chen mit den Summen, die viele
große Unternehmen in ihre Lob-
by- und Öffentlichkeitsarbeit in-
vestieren, ist die Höhe der Spen-
den im Gemeinnützigkeitssektor
gering. Die politisch engagierte
Zivilgesellschaft stellt ein not-
wendiges Gegengewicht zu dem
Einfluss von Konzerninteressen
auf die Politik dar.“

Dazu sage ich: Wenn Initiati-
ven dermaßen heimgesucht
werden vom Fiskus, dann soll-
ten wir mal damit anfangen, die
Firmen wegen ihrer aggressiven
innenweltverschmutzenden Öf-
fentlichkeitsarbeit anzuzeigen.
Ich wär dabei.
Und jetzt? Was kann man ma-
chen? Wohin schreiben? Wel-
chen Abgeordneten anschrei-
ben? Wie erreicht man den Ge-
setzgeber in dieser Angelegen-
heit? Sollen wir spenden? Gibt
es ein Papier, das man unter-
schreiben kann? An solche Arti-
kel, die den Leser mit Recht em-
pören lassen wollen, wäre es

gut, ein regelmäßiges Fenster
optisch einzurichten:

Frederike Frei, Berlin

Demokratie braucht die

kritische Zivilgesellschaft

Achtung, auch in Deutschland
ist die Meinungsfreiheit zuneh-
mend gefährdet! Die demokrati-
sche Meinungsbildung wird be-
schränkt, indem untergeordnete
Finanzbehörden Organisationen
den Status der Gemeinnützigkeit
entziehen, die sich kritisch mit
Auswirkungen des herrschen-
den Wirtschaftssystems ausei-
nandersetzen. Da müssen die
Alarmglocken klingen! Denn ne-
ben dem Parlamentarismus
braucht die Demokratie die kri-
tische, am Gemeinwohl orien-
tierte Zivilgesellschaft! Das sagt
schon Artikel 21 Grundgesetz.
Der Beitrag solcher Vereine und
Verbände besteht doch gerade
darin, dass sie bestehende Ver-
hältnisse kritisieren!

Das von der Autorin ange-
führte Demokratische Zentrum
Ludwigsburg ist nur ein Beispiel,
wie inzwischen linkskritische
Vereine mittels Finanzpolitik
mundtot gemacht werden, in-
dem ihnen die Gemeinnützig-
keit aberkannt wird. Dabei be-
ruft man sich meist auf das At-
tac-Urteil. Ebenso skandalös
sind ähnliche Maßnahmen ge-
gen die politikkritische Platt-
form Campact und die antifa-
schistischen Vereinigung der
Verfolgten des Naziregimes

(VVN-BdA). Umso unglaubwür-
diger sind solche Maßnahmen,
wenn gleichzeitig Vereine, die
Militarismus fördern, und wirt-
schaftsabhängige Stiftungen
weiterhin als gemeinnützig gel-
ten. Doch es wird so weiterge-
hen: Aus CDU-Kreisen ver-
nimmt man die Forderung, z.B.
die Deutsche Umwelthilfe auf
gleiche Weise mundtot zu ma-
chen. Dies ist eine gefährliche
Entwicklung und spielt auch
den Rechten in die Hände. Wer
die kritische Zivilgesellschaft
ausbremst, lähmt die Demokra-
tie!

Fatal ist, dass offenbar nach
geltender Rechtslage bei Aber-
kennung der Gemeinnützigkeit
Steuern über mehrere Jahre
nachgefordert werden können!
So macht man kritische demo-
kratische Organisationen mund-
tot! Bei der Unterdrückung der
Meinungsfreiheit nähert sich
Deutschland bald schon Ungarn
an! Es ist höchste Zeit, dies zu
ändern!

Was ist mit dem Bundesfi-
nanzminister? Wieso bezieht der
nicht öffentlich Gegenposition
und verteidigt die demokrati-
sche Gesellschaft? Um Rechtssi-
cherheit für die Zivilgesellschaft
zu schaffen, muss die Abgaben-
ordnung bei der Gemeinnützig-
keit schnell geändert werden! Es
bräuchte viel mehr Protest der
Zivilgesellschaft! Wehret den
Anfängen! Winfried Kallabis, Dieburg

Diskussion: frblog.de/gemeinnuetzig


